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Petro und der Friedensprozess 
Inmitten der Friedensverhandlungen testet die Absetzung des Bürger-
meisters von Bogota die Krisenfestigkeit der Institutionen Kolumbiens 

Während die kolumbianische Regie-
rung auf Kuba mit der FARC-Spitze 
über Wege aus dem bewaffneten Kon-
flikt debattiert, treffen die politischen 
Gegner zuhause Vorbereitungen für 
die Zeit nach einer Friedensvereinba-
rung. So enthob der Procurador Gene-
ral de la Nación1 Alejandro Ordóñez 
Maldonado im Dezember den Haupt-
stadtbürgermeister Gustavo Petro Ur-
rego wegen Unregelmäßigkeiten bei 
der Einführung eines neuen Müllsy-
stems seines Amtes und verbot ihm 
für 15 Jahre die Ausübung gewählter 
Ämter. Legitimität und Rechtmäßig-
keit der Disziplinarentscheidung sind 
heftig umstritten, und die Fronten 
verlaufen nicht notwenig entlang 
ideologischer Grenzen. Den Demon-
strationen, in denen zunächst die di-
rekten Anhänger dem ehemaligen 
Guerillero der demobilisierten M-19-
Gruppe ihren Rückhalt ausdrückten, 
schloss sich bald ein Strauß politi-
scher Persönlichkeiten des –
erwartungsgemäß– eher linken Spek-
trums sowie verschiedene soziale 
Gruppen und Bewegungen an, die den 
klassischen politischen Eliten des Lan-
des kritisch gegenüber stehen. Die 
rechtliche Auseinandersetzung ist in 
vollem Gange.  
 
Die Entscheidung des Procuradors hat 
eine intensive Debatte ausgelöst, in 
deren Zentrum die Befugnisse und 
Aufgaben der Procuraduría in einer 
Demokratie steht sowie mögliche 
Auswirkungen auf den derzeit laufen-
den Friedensdialog mit den FARC-
Rebellen. An der Person Petro kristal-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
1Die Procuraduría General de la Nación ist 
ein im internationalen Vergleich einzigar-
tiges Kontrollorgan nicht gerichtlicher Na-
tur zur Überwachung und Disziplinierung 
von ernannten und gewählten Amtsträ-
gern (s. Art. 117, 118, 275 und 276 der 
Verfassung). 
!

lisieren sich wie an kaum einem ande-
ren Politiker Kolumbiens derzeit die 
Chancen einer Reintegration ehemali-
ger Kämpfer, aber ebenso die Beden-
ken gegenüber ihrer politischen Teil-
habe, weil sie sich im Laufe der ver-
gangenen Jahrzehnte massive 
Verbrechen haben zuschulden kom-
men lassen. 
Der ideologisch aufgeladene „Fall Pe-
tro“ wird damit zum Testfall für die 
Krisenfestigkeit der demokratischen 
und rechtsstaatlichen Institutionen 
Kolumbiens. Er dient gleichermaßen 
als Gradmesser für die Bereitschaft 

von Politik und Bevölkerung, für die 
Erlangung eines dauerhaften Friedens 
auch schmerzhafte Abstriche zu ma-
chen bei einer unter normalen Um-
ständen zwingenden Strafverfolgung 
von Verbrechen gegen die Zivilbevöl-
kerung. Die rechtliche und politische 
Auseinandersetzung fällt gleichzeitig 
in den Wahlkampf um den Kongress 
und das Präsidentenamt.  
 
Ursprung und Verlauf des Diszi-
plinarverfahrens gegen Petro 

Im Dezember 2011 kassierte der Ver-
fassungsgerichtshof eine öffentliche 
Ausschreibung zur Sammlung, Verar-
beitung und Lagerung von Müll in Bo-
gota, weil darin keine hinreichende 

Am Eingang zum Justizpalast in Bogota steht der Aus-
spruch Franciscos de Paula Santander: “Kolumbianer, 
Waffen haben Euch die Unabhängigkeit gebracht, Ge-
setze werden Euch die Freiheit geben”. (Foto © KAS RSP LA) 
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Einnahmenbeteilung der Recycling-
verbände vorgesehen war. Die Aus-
schreibung ging noch auf den frühe-
ren Bürgermeister Samuel Moreno 
Rojas zurück.  Auch er war 2011 we-
gen unterlassener Aufsicht bei öffent-
lichen Vergabeverfahren, in deren 
Folge es zu erheblichen Veruntreuun-
gen gekommen war, von der Procura-
duría  abgesetzt und für zwölf Monate 
von der Ausübung öffentlicher Ämter 
ausgeschlossen worden. Im Dezem-
ber 2012 nahm Gustavo Petro eine 
umstrittene Neuordnung der haupt-
städtischen Müllentsorgung vor.  

Mehrere Aufsichtsorgane sprachen 
sich gemeinsam mit einem großen 
Teil der Öffentlichkeit gegen die Ent-
scheidung des Bürgermeisters aus. 
Die Gegner beanstandeten insbeson-
dere, der Bürgermeister handle über-
stürzt, schränke den freien Wettbe-
werb ein und gefährde Umwelt und 
Gesundheit der Hauptstadtbevölke-
rung. Zahlreiche Beschwerdeverfah-
ren wurden eingeleitet. Der Bürger-
meister hielt dennoch an seinen Plä-
nen fest. Der Procurador befand nach 
Abschluss eines Disziplinarverfahrens, 
der Bürgermeister habe durch grobes 
Missmanagement chaotische Verhält-
nisse bei der Müllentsorgung verur-
sacht und zudem bestimmte Anbieter 
widerrechtlich von den Ausschreibun-
gen ausgeschlossen.  
 
Nun handelt es sich bei den Diszipli-
narmaßnahmen des Procurador gegen 
Petro nicht um die erste ihrer Art ge-
gen einen gewählten Staatsbeamten. 
Die Procuraduría verhängte allein im 
Jahre 2012 Sanktionen gegen 258 
Bürgermeister, neun Gouverneure 

und fünf Senatoren. Während diese 
Maßnahmen von der breiten Öffent-
lichkeit weitgehend nicht wahrge-
nommen oder stillschweigend als legi-
tim empfunden wurden, löste das 
Vorgehen gegen Petro außer bei de-
nen, die ihn für einen schlechten Ver-
walter halten, massiven Widerstand 
aus. Die Sanktion sei zumindest un-
verhältnismäßig, beispielsweise im 
Vergleich zu der Samuel Morenos. 
Auch verletzte sie das passive Wahl-
recht des Bürgermeisters und das ak-
tive Wahlrecht der Bürger, die ihn 
gewählt hatten.  
 
Streit um Legitimität und Legali-
tät der Absetzung  

Petro selbst und Dritte haben 
Rechtsmittel gegen die Sanktion ein-
gelegt. Der Bürgermeister rief zu De-
monstrationen auf. Da der Staatsprä-
sident die Maßnahme förmlich ratifi-
zieren muss, nahm Petro auch Juan 
Manuel Santos in die Verantwortung. 
Dieser erklärte jedoch, sich in diesem 
Fall der Entscheidung der von Petro 
angerufenen Interamerikanischen 
Menschenrechtskommission fügen zu 
wollen und ratifizierte die Disziplinar-
maßnahme zunächst nicht. 

Im Falle einer rechtswirksamen Ab-
setzung sieht das Gesetz zwei Alter-
nativen vor: Wird die Absetzung bis 
zu 18 Monate vor den turnusmäßigen 
Wahlen zum Bürgermeisteramt wirk-
sam, müssen Neuwahlen stattfinden. 
Andernfalls müsste der Staatspräsi-
dent einen neuen Bürgermeister aus 
dem Lager Petros, der Partei Movi-
miento Progresistas, ernennen. Vor 
diesem Hintergrund spielt der Bür-
germeister auf Zeit, um seinen Geg-
nern zumindest keine unmittelbaren 
Neuwahlen zu gewähren.  

Schon vor der Amtsenthebung hatte 
sich das zuständige Wahlorgan2 um 
ein Referendum zum Widerruf der Er-
nennung Petros3 bemüht. Der Bür-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
2 Die Registraduría Nacional del Estado Ci-
vil ist als gesamtstaatliches Einwohner-
meldeamt auch mir der Einberufung und 
Organisation der Wahlen befasst.  
3 Die revocatoria ist ein Gestaltungsin-
strument des Wahlvolkes, welches diesem 
erlaubt, den Bürgermeister vor Ende der 

Gustavo Petro wurde am 1. Januar 2012 als Bür-
germeister der Hauptstadt vereidigt. 

Photo:!@!petrogustavo!
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germeister hatte sich zunächst gegen 
dieses Instrument einer demokrati-
schen Amtsenthebung ausgespro-
chen. Angesichts der breiten Empö-
rung über die Vorgehensweise des 
Procuradors sieht er das Verfahren 
Anfang April nunmehr als Chance, 
sich förmlich im Amt zu legitimieren 
und damit nebenbei den Druck auf die 
Gerichte zu erhöhen. Im Januar hat-
ten verschiedene Bürger Bogotas 
mehr als 800 Verfassungsbeschwer-
den4 gegen die Disziplinarentschei-
dung des Procuradors eingelegt. In 
einigen Fällen ordneten die Gerichte 
die vorläufige Suspendierung der Ent-

scheidung an, so dass Petro zunächst 
im Amt bleibt.  
Nach einem erstinstanzlichen Urteil 
der Verfassungsbeschwerden ent-
scheiden in letzter Instanz der Staats-
rat (Consejo de Estado) und/oder das 
Verfassungsgericht, sofern dieses ei-
nes oder mehrere Verfahren an sich 
zieht. Parallel hat Petro die Interame-
rikanischen Menschenrechtskommis-
sion wegen der Verletzung seines 
passiven Wahlrechts angerufen. Diese 
scheint sich jedoch zunächst zurück-
zuhalten und wartet den Verlauf der 
innerstaatlichen Verfahren ab.  
 
Der Fall Petro verdeutlicht die be-
achtliche demokratische und 
rechtsstaatliche Reife Kolumbiens 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
Amtsperiode durch Volksabstimmung ab-
zusetzen. 
4 Die tutela ist ein Rechtsbehelf, welcher 
nach Art. 86 der kolumbianischen Verfas-
sung jedermann offensteht, um seine 
Grundrechte rasch und effektiv zu schüt-
zen.  

Demokratische und gerichtliche Ent-
scheidungsprozesse überlagern und 
beeinflussen sich gegenseitig im Fall 
des suspendierten Bürgermeisters. 
Während die Gerichte über die 
Rechtmäßigkeit der Absetzung und 
des Berufsverbots urteilen, sind die 
Bogotaner am 6. April zur demokrati-
schen Bestätigung oder Amtsenthe-
bung Petros aufgerufen. Die Amerika-
nische Menschenrechtskonvention 
(AMRK) spielt dabei deshalb eine be-
sondere Rolle, weil die Experten sich 
einig sind, dass der Procurador kraft 
kolumbianischer Verfassung die Be-
fugnis zur Amtsenthebung auch ge-
wählter Amtsträger besitzt, mag er 
vorliegend auch unverhältnismäßig 
gehandelt haben. Um die Rechtswid-
rigkeit der Maßnahme zu begründen, 
bedürfte es mithin des Rückgriffs auf 
die AMRK. Das darin garantierte pas-
sive Wahlrecht (Art. 23) darf, soweit 
hier relevant, nur aufgrund einer 
strafrechtlichen Verurteilung durch 
den gesetzlichen Richter beschränkt 
werden. Dabei kann die kolumbiani-
sche Gerichtsbarkeit sich ohne Weite-
res auf die AMRK berufen, weil diese 
mit Verfassungsrang in der inner-
staatlichen Rechtsordnung gilt. So 
könnte der Fall bereits innerstaatlich 
juristisch gelöst werden. Allerdings 
müsste der Verfassungsgerichtshof in 
diesem Fall seine Rechtsprechung zu 
den Befugnissen des Procuradors än-
dern. Denn er hat diese in einer ähn-
lich gelagerten früheren Entscheidung 
(C-028/06) für verfassungs- und 
AMRK-konform erklärt.  
 
Stellten die Gerichte die Rechtswid-
rigkeit fest, würde der Fall Petro je-
doch zahlreiche Folgeverfahren nach 
sich ziehen. Denn viele der gewählten 
Amtsträger, die der Procurador in den 
vergangenen Jahren abgesetzt hat, 
könnten diese Maßregelungen nun an-
fechten. So steht letztlich die Figur 
der Procuradoría auf dem Prüfstand. 
In der Verfassung von 1991 war sie 
eingeführt worden, um der notori-
schen Korruption und der Kultur der 
Rechtsmissachtung unter gewählten 
und ernannten Amtsträger Herr zu 
werden, ohne dabei die schwerfälligen 
hohen, rechtsstaatlichen Hürden des 
Strafverfahrens überwinden zu müs-

Alejandro Ordóñez Maldonado beaufsichtigt seit 2009 
als Procurador General das Schalten und Walten der 
kolumbianischen Amtsträger und stützt sich dafür auf 
weitreichende verfassungsrechtliche Befugnisse.  

Foto: Procuraduría General de la Nación 
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sen. Ein unabhängiges, effizientes 
Verwaltungsorgan sollte unkompliziert 
zum Schutz der Rechtsordnung und 
Bürgerinteressen eingreifen können.  
 
Und in der Tat dürfte die Mehrzahl der 
Absetzungen und Berufsverbote des 
Procurador tatsächlich Straftaten be-
treffen. Zumindest die Berufsverbote 
sind jedoch als Strafen zu qualifizie-
ren und bedürften daher zu ihrer Ver-
hängung eines förmlichen Strafver-
fahrens. Solche wurden zwar in vielen 
Fällen parallel auch eingeleitet, haben 
indes keinen Einfluss auf die Diszipli-
narmaßnahmen des Procuradors. Hin-
zu tritt bei gewählten Amtsträgern 
das Spannungsverhältnis zum Demo-
kratieprinzip. Ihr Fehlverhalten kann 
unterhalb der strafrechtlich relevan-
ten Schwelle dazu führen, dass das 
Wahlvolk den Verantwortlichen an 
den Urnen abstraft. In Kolumbien be-
steht diese Möglichkeit, wie in manch 
anderem Staat des Kontinents, sogar 
schon vor den turnusmäßigen Wahlen 
im Wege eines Referendums zum Wi-
derruf des Mandats. Vor diesem Hin-
tergrund ist die Kritik berechtigt, dass 
der Procurador durch eine Absetzung 
in diese demokratischen Willensbil-
dungsprozesse eingreift, ohne über 
jegliche demokratische Legitimation 
und Verantwortung zu verfügen.  

 
Im Falle Petros ist ein solcher Eingriff 
im Kontext der Friedensdialoge von 
besonderer Brisanz, signalisiert doch 
der Procurador unterschwellig, dass 
die politische Teilhabe ehemaliger 
Guerrilleros selbst im Falle einer Eini-
gung in Havanna und einer demokra-
tischen Absegnung im Wege eines Re-
ferendums letztlich unter dem Vorbe-
halt einer demokratisch nicht verant-

wortlichen Kontrollinstanz in Person 
des Procuradors steht.  
 
Die Sanktion gegen Petro bringt damit 
die gegensätzlichen Positionen dazu, 
ob ehemalige Guerrilleros nach einer 
Demobilisierung an der Politik teilha-
ben können sollen, auf den Punkt. Die 
Tatsache, dass die Bürger und die Ge-
richtsbarkeit sich an dieser Auseinan-
dersetzung beteiligen und die Ent-
scheidung letztlich an sich gezogen 
haben, zeugt von beachtlicher demo-
kratischer und rechtsstaatlicher Reife. 
Sollte eine grundsätzliche Einigung 
auf Kuba erzielt werden, geben die 
Entwicklungen rund um den Fall Petro 
zunächst einmal Hoffnung für den be-
vorstehenden langen Weg zur effekti-
ven Verwirklichung des Friedens in 
Kolumbien. Die allgemeinen Vereinba-
rungen eines Friedensabkommens 
müssten zunächst in konkreten Rege-
lungen zur Demobilisierung, der 
Agrarreform, dem Umgang mit dem 
illegalen Drogengeschäft und der Be-
handlung (insbesondere Entschädi-
gung) der Opfer Niederschlag finden. 
Ebenso müssten der strafrechtliche 
Umgang mit den (dann) Ex-Gueril-
leros und die Konditionen für ihre po-
litische Teilhabe präzisiert werden. Al-
lein dieser Vorgang des Ausfüllens der 
Fachwerkstruktur des Friedens mit 

dem Gefach der 
Einzelregelungen 

wird Gesellschaft 
und Staat über die 
nächsten Jahre 
und Jahrzehnte 
immer wieder vor 
Zerreisproben stel-
len. Teilerfolge 
werden einherge-
hen mit Rück-
schlägen. Ganze 
Wahrheiten wird 

es dabei genauso wenig geben wie 
absolute Gerechtigkeit. Das Improvi-
sationstalent der Kolumbianer, eine 
ausgeprägte Diskussionskultur und 
vergleichsweise solide Institutionen 
können dem Land nachhaltigen Frie-
den bringen. Auf diesem Weg verdient 
das Land auch weiterhin die konstruk-
tive Unterstützung der internationalen 
Gemeinschaft. 
!

Mit Fast 8 Millionen Einwohnern gehört Bogota zu den größten Metropolen des 
Kontinents. Auf 2.600 m über dem Meeresspiegel geht es dabei gar nicht tro-
pisch zu. (Foto © KAS RSP LA) 


